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Auf ewig ungetheilt,
hieß die Bedingung, unter welcher die Herzogthfmxer
Schleswig-Holstein sich die Herrschaft der Danenkonige
gefallen ließen. Und lange Zeit wurde diese Bedin-

gung von den Dänen treu erfüllt Auch sonst war das

dänifcheRegiment nicht schlecht. An der Spitze des

Königreichesstandenmeist in den Herzogthümerngeborene
Deutsche als Minister, die deutscheSprache war die

herrschende,die Verwaltung der Herzogthümerwar fast
selbständigund die Abgaben niedrig.

Dies sollte sich mit einem Male ändern. Jtu Jahre
1845 versuchte es der drittletzte König von Dänemark

zuerst die Zusammengehörigkeitund Selbständigkeitder

Herzogthümeranzutasten. Als dann späterim Jahre
1848 sein Nachfolger die Regierungsgewalt einer ganz
fanatisch gesinnter alles Deutsche hassenden Partei über-
ließ, deren Streben dahin ging, Schleswig ganz dänisch
zu machen,da erhobensich die Herzogthümereinmüthig
und-griffenzu den Waffen DeutschlandUnd Preußen
all lelssee Spitze kamen ihnen zu Hülfe und vertrieben
die dDanennach mehreren blutigen Schlachtenaus dem

Lan e·

Als es sichjedochherausstellte,daßdas deutscheVolk

nichtxim Stande war, die Freiheitsbewegungim Fluß
zu erhalten,in allen deutschenStaaten an Stelle der

liberalen reaktionäre Regierungen getreten waren, da

fing den letzterenan die Sache der Helzogkhümerzur
Last zU werden und namentlich das allmälichwieder er-

stakkteOesterreichverlangte gebieterischdie Auslieferung
der Herzogthümeran Dänemark,weil es nicht dulden

wollte- dflßPreußen einen vorwiegenden Einfluß in
Norddeutschlandbehielte

JU Preußenregierte damals auchbereits das Mini-

steriumBrandenburgwelches am 2. Juli 1850 mit
Danemark Frtedengeschlossenund seine Armee aus

Schleswig-Holstemzurückgezogenhatte. Inzwischenwar

VPURen»Herzogthümemselbst unter PreußensAnleitung
etn tuchttgesHeer geschaffenworden, welches wohl im
Stande war, die Dänen zu bekämpfenAuch dies wollte

Oesterretchnicht dulden. In Deutschlandsollte der alte

Deutsche Bund und in Schleswig-Holsteiudas däuische
Regiment wieder hergestelltwerden.

Der, nach dem inzwischenerfolgtenTode des Grafen
Brandenburg, an die Spitze des Ministeriums getretene
General von Radowitztrat diesen von Oesterreichdrohend
gestellten Forderungen entgegen Von beiden Seiten
wurde gerüstet;kurz vor Beginn der Feindseligkeitener-

hielt von Radowitz seine Entlassung und der an seine
Stelle getretene Minister von Manteussel schloßam

20. November 1850 mit dem österreichischenMinister
FürstenSchwarzenbergdie fürPreußensodemüthigende
Uebereinkunft von Olmüsn

Ju Folge derselben rückte im Februar 1851 eine
starke österreichischeArmee in Holstein ein, nachdem
ihr preußische Pionire eine Brücke über die
Elbe hatten schlagen müssen. Das schlcswig-
holstein’scheHeer wurde entwaffnet, und die Landes-
versammlung, so wie die Statthalterschast aufgelöst-.

Endlich wurde am 8. Mai 1852 durch das sogenannte
Londoner Protokoll die dänischeund schleswig-holsteiuische
Erbfolge geändert,und der gegenwärtigeKönig von
Dänemark mit Uebergehungvon sechsoder stehen«-näher
berechtigtenErben zum Kronprinzenvon Dänemark und

Erbprmzeu von Schleswig-Holsteinernannt. Dieser
Vertrag wurde von den Großmächten,Dänemark und

SchwedengeschlossenGültigeKraft konnte er natürlich
nichthaben,denn die Vertragschließerhatten nicht das

geringsteRecht, über das Recht Dritter ohne deren Zu-
stimmungzu verfügen.Er zeigte sich,auch VDU Hause
aus als Unkrästig

—

Die dänischeRCSIEVUUSWAIJ Wie
wir neulichnacl)wiesen,aUßerStand-e-das Eskbfolslegesetz-
welchesdurchdas Londoner Protokoll angeblichsanktionirt
war, in den Herzogthümernrechtsgültigzu publiziren
Außerdemverhindertedie»atlder Spitze der dänischen
Regierung stehende fanatische Partei die Erfüllung der

Versprechungenzu»Gunsten der Herzogthümer,welche
Preußen,Oesterreich und der Deutsche Bund in dem

Frieden von 1852 ausgemacht hatten.
Von 1852 bis 1862, also zehn Jahre lang, wurden

die Herzogthümeraus alle Weise gequältund gedrückt.
Nichts desto weniger gelang es den Dänen in keiner



Weise, ihre oft aufgelöstenStändeversammlungenzur
Anerkennung des dänischenThronfolgegesetzesund zum
Aufgeben ihres Rechtes auf ein gemeinsamesRegiment
zu bringen.

Da die Dänen sich an keinen der mit den anderen

MächtengeschlossenenVerträge kehrten, so hörte der

Streit der deutschenRegierungen mit dem Kopenhagener
Kabinet nicht auf. Die hin- und hergesendetenDe-

peschen füllen ganze Bände; aber die Dänen kehrtensich
in ihrem Uebermuthe an gar nichts.

Da starb am 15. November 1863 unerwartet der

König Friedrich VII. von Dänemark,der letztezugleich
in Dänemark und den Herzogthümernerbberechtigte
Fürst. Sein Nachfolgerin Dänemark bestiegden dänischen
Thron und genehmigtesofort ein neues Verfassungs-
gesetz,wider Willen durch die sein Schloßumla ernden

Volksmassen dazu gezwungen, welches die Re te der

Herzogthümerund Deutschlands auf das Schwerste ver-

letzte. Die Grundlage des Londoner Protokolls, auf
welcheser sichstützte,waren nemlichdie mit den deutschen
Mächtenvorher geschlossenenVerträge. Dänemark hatte
sich nemlich in diesen Verträgen verpflichtet: weder

Schleswig in das dänische Reich einzuverlei-
ben, noch die Rechte Holsteins und Lauenburgs
zu schmälern. Durch die neue Verfassung, in welcher
die EinverleibungSchleswigs ausgesprochenwar, war

also dem Londoner Protokoll seine nothwendigeund von

ihm unzertrennlicheVoraussetzung entzogen. Der neue

König von Dänemark hatte sich also selbst auch
des letzten Scheines eines Anrechtcs auf den

Thron der Herzogthümer beraubt.

Was in Folge dieses Ereignisseseintrat, haben wir

nicht erst nöthigunsern Lesern in das Gedächtnißzu-

rückzurufen
Die preußischeRegierung war moralisch verpflichtet,

sich der Herzogthümeranzunehmen Sie that es; aber
leider nicht in der von allen Patrioten gewünschten
Weise Statt mit der deutschenBewegung,ging sie mit

Oesterrcichin den Kampf und als der Krieg mit Dä-
nemark glücklichbeendet war, da hatten die Herzogthü-
mer anstatt eines zwei Herren. Ja sogar no einen

Dritten, den Erbprinzen von Augustenbnrg, we chen sie
selbsthaben wollen.

Daß ein sFlchesVerhältniß auf die Dauer nicht
haltbar sein wurde,ließ sich leicht voraussehen Der
eine Mitbesitzergin» nach rechts, der andere nach links,
und vor Kurzem sages gar so aus, als ob der zwischen
ihnen entbrannte Streit in einen Krieg ausarten werde.

Schließlichist nun doch eine Einigung erfolgt. Eine

Einigung, welche leider aber auch keine Dauer verspricht,
denn sie ist eben keine endlicheAbmachung, sondern eine

solche auf Zeit. Wie die schließlichestaatliche Gestal-
tung der Herzogt ümer werden soll, das liegt im dunk-
len Schoße der uluuft. Eins aber ist leider nur zu
klar: Die Herzogthümer sind getheilt.

Wenn dieseTheilung auch nur eine vorläufigeist,
so können wir uns doch denken,wie das Herz eines

jedtentseinerBewohner bei diesemWorte schmerzhafter-

zit er .

»ZwanzigJahre haben sie mit den Dänen gerungen,
gekampst und von ihnen das Schwerste erduldet, um

diese Theilung von sichabzuhalten,und nun sind es ihre
Blutsveuvandten, welche sie doch diesem Loose unter-
warfen.

Sind die Vortheile, welche unsere Regierung durch
die Uebereinkunft mit Oesterreich erlangt hat, wirklich
so groß,daß es gerathen war, den Herzogthümemdie-
ses Bitterste anzuthun?
Darüber wollen wir in der nächstenWoche reden.

Politische Wochen-schau
Preußen. Die Uebereinkunft in Gastein ist jetzt bereits

von der gesammten Tagespresseerörtert und nach allen Seiten

beleuchtet worden. Als das Aktenstückin die Oeffentlichkeit
trat, ertönten gleichzeitigin der Regierungspressedie Fanfaren
im vollen Chor, und da zur selben Zeit in der unabhängigen
österreichischenPresse, welche auf das neue Ministerium Maj-
lath-Belcredi mit großem und gerechtemMißtrauen blickt,
förmlicheJereminaden laut wurden, hatte es für einen Augen-
blick wirklich den Anschein, als ob die Uebereinkunft gleich-
bedeutend sei mit einem glänzendenSieg der preußischen
Diplomatie. Aber auch nur für einen Augenblick! Als man

sich die einzelnen Artikel der Abmachung von Gastein näher
besah, mußte man unwillkürlichfragen: Jst das ein Schritt
zur Erfüllung der preußischenFebruar-Forderungen, von wel-

chen die Ofsiziösenfort und fort behauptet hatten, daß nie-
mals auch nur ein Jota von denselben nachgelassen werden

dürfe?
«

Welches sind denn die großartigenZugeständnisse,die
wir von Oesterreicherlangt haben? Die Polizei und das
Komuiando über den Kieler Hafen, bis derselbe— Bundes-

hasenwird! Hr. v. Roon hatte aber in der Kammer er-

lärt: Preußen sei »im Besitz« des Hafens und sei entschlos-
sen, ,im Besitz« desselben u bleiben. Und das ist etwas

anz Anderes, als was jetzt in Gastein stipulirt wurde. Preu-
genhat ferner erlangt: das Mitbesatzungsrecht

in Raide-

burg, bis zur — bundesgemäßen egelung der Be-

satzungsverhältnisse.Preußen erhält ferner das Herzogthum
Schleswig in provisorischenBesitz, muß dafür aber H olstein,
den Hauptsitz der angeblichenaugustenburgischen,,Neben-
regierung«,an Oesterreichabtreten, und zwar deshalb, damit
(wie es in der Einleitungder Gasteiner Uebereinkunftheißt)
die bis jetztdort vorgefallenen»Unzuköuimlichkeiten«vermieden
werden. Preußendarf ferner eine Eisenbahn von Lübecküber

Kiel nach Schleswig, sowie den Nordseekanal bauen, ohne
Anspruchauf Hoheitsrechtebetreffs der Bahn zu·machen.Es

darf ,,Unterhandlungenanknüpfen-«wegen Vettritts der Her-

zogthümerzum Zollvereinz es bekommt zwei Etappenstxaßejlz
es erhält Einen Telegraphendrahtzur VetblUdUUgmit Kiel
und Rendsburg und darf preußischePostwagendurchHolstein
gehen lassen. Das sind die großattlgellVortheile,die Preu-
ßen erreicht hat, und dabei haben ofsiziöseBlätter Uvch
die Naivetät zu behaupten, der Entwurf zur Uebereinkunft
sei von Herrn v. Bismarck ausgesetzt;sie glauben damit

nämlich unserem Ministerpräsidentenein Komplimentzu
machen. (Wir schalten hier ein, daß das GFkUchHHerrn
v. Bismarck sei als Belohnungfür seine Thatigkeit in den

letzten Monaten der Grafentitel verliehen worden,noch keine

Bestätigunggefundenhat. Da das Provisorium doch nicht
ewig (oder um einen wel schenAusdruck zu ebrauchen)»bis
ans Ende aller Dinge« dauern soll und ann, so werden



alsbald od r in kur er Zeit die Verhandsungenwegeir des

DesinitivunisbeginnetzimlsIsseUsUnd desdurfte es sichzeigen,

aß alle jene verklausullttekl-V1·)rthelle«Preußensebenso
viele Fallen und Schlingensind, die uns unserlieber Allm-

ier gelegt hat. Weiter: während wir bei den letzten Ver-

handlungen es nur mit Oesterreich zu thunhatten und die

mittelstaatlichen Staatsmänner, soweit sie Ubethaupt in Be-

tracht kamen, sozusagen am Musikantentischesaßen, werden

künftig die Herren v. Veust, v. d. Pfordtemv. Varnbüler,
v. Dalwigk u. s. w. ein großesWort mitzureden haben, denn
—- — wir haben uns- ja wegen Kiel’s und wegen Rends-

burg’sverpflichtet,mit dem Bundestag zu· unterhandeln. —

Kurz und gut, wir sehen m der Gasteiner Uebereinkunft
nichts, was uns zum Jubeln veranlassen könnte.

Komisch erscheint es uns nun, wenn wir hier und da

lesen, daß Preußen seinerseits auch Zugeständnisse »an
Oesterreich gemacht habe, — namlich für die Vortheile,
die Oesterreich uns bewilligthat. lind an derSpitze«der

aneblichen Zugeständnissein angeblichen geheimen Artikeln

soll— das Aufgeben des Handelsvertrages mit

Jtalien stehen. Wir glaubendas nun und nimmermehr!Da

denken wir doch immer noch zu gut von unseren Staatsmannern.
Was mit Lauenburg geschehenwird, ist eine Frage, mit

der sich Viele beschäftigen.Der Lauenburg betreffendeArtikel

der Gasteiner Uebereinkunft hat in der franzosischenund eng-
lischen Presse einen wahren Sturm hervorgerufen.Die
dortigen Blätter (und auch die preußischenstimmendamit

überein, wenn sie ihre Ansichten auch in gemaßigterer·Foriii
aussprechenmüssen) können es nicht begreifen, daß in der

zweiten Hälfte des neunzehntenJahrhunderts über Land und

Leute disponirt werde, ohne dieseLeute um ihre Ansichtzu

befragen. Bei den Annexionen in Jtalien und Frankreich,
ferner bei der Umwälzungin Mexiko hat stets eine Volks-
abstimmung stattgefunden, und es ist leichgültig, ob bei diesen
Abstimmungen mitunter etwas Men chliches passirt ist. Die

Leute konnten sich doch wenigstens einbildenzdaß man sie
befragt habe. — Ob nun Lauenburg förmlichsin Preußen
einverleibt werden soll, scheintnoch nicht ganz gewiß;man

hörtwenigstensnochkeine Silbe von einer nahen Einberufungder Kammern, während die Verhältnissein Lauenburg do

in kürzesterFrist geregelt werden müssen. »EinePersonal-
Union mit Preußen (welchedie Feudalen zu wunschenscheinen,
um dem neuerworbenen Ländchenseineurfeudale»»Perfassung«
zu bewahren) scheint uns nicht recht wahrscheinlich,ebenso
wenig eine selbstständigeKonstituirung des Herzogthumsunter
dem Prinzen Friedrich Karl von Preußen. Der thatenlustige
Prinz, meinen wir, möchtesichals Regent eines solchenLiliputs
Staates von noch nicht voll 50,000 »Seelen« nicht sehr be-

haglichfühlen.
·

Die von der Regierung berufene Kommission zur Be-

rathung der Arbeiterfrage hält fleißigSitzungen. Daß etwas

Rechtes dabei herauskommenwerde, e weifelt man mit Recht,
namentlich seit man weiß,daß ein eil der Mitglieder aus

der Klasse der Arbeitnehmer aus den konservativenVereinen
Ihrer Heimathsorteausgewähltworden ist. Gleich der erste
Veschsußder Kommission,wonachdie Aufhebungder Koalitons-
beichmnkungm the alle Bedingungen mit 19 gegen 15
Stimmen abgelehntwurde, zeigte,was man zu erwarten hat.
Das Abgeordnetevhaus,we1chegdochschließlichdie Entscheidung
trifft bedarfsolcherGuiachteunicht. —- Schulze-Delitzsch,
DenIMM sU dieser Komplissionnicht eingeladenhat, feierte
mZwischenglänzendeTtmmphe in Stettin, wo er dem

. Beteinstag der deutschenGenossenschaften prä-
Vlkke-und verweilt setzt in Nürnbergals Mitglied des

VolkswirthschaftlichenKVngesse8«(Am ersten Tage,

28. August, beschloßdieser Kongreß einstimmig: »Der
Kongreß empfiehlt den baldigsten Abschlußeines Handels-
vertrages zwischen dem KönigreichItalien und dein Zoll-
verein, durch welchen letzterer die Rechte der meistbegünstigten
Nationen auf den italienischen Markt erwirbt.)

Der 56. Geburtstag unseres Schulze-Delit3sch wurde
am 28. August von dem Berliner Arbeiterverein durch ein

sehr schönesFest und auch von den Handwerkervereinen vieler
anderer Städte gefeiert.

Johann Jaeobtz hat am Sonnabend (26. August)seine

sechsmonatlicheHaft in Königsbergangetreten. Zwei Tage
darauf (28. August) verließFrentzel das Gefängniß in

Gumbinnen nach verbußter zweimonailicher Haft Beide

Abgeordnete sind bekanntlich Wegen Majestätsbeleidigungver-

urtheilt worden. Herrn Frentzel und seinem Kollegen
Dr. Bender zu Ehren fUUTZin Gulnbinnen am 28. Abends
ein geselligegFest in der Burgerressourcestatt. Am nächsten
Tage erstatteten Beide ihren dortigen Wählern Jericht über
ihre Thätigkeitwährendder letzten Kammersession.

Der Mangel an Unteroffizieren in der preußischenArmee.
Es tritt in unserer Armeemit jedem Jahre fühlbarerein

Mangel an guten Unterofsizierenauf, wie sich dies in neuester
Zeit wiederumklar »h·ataus dem Umstande erkennen las-
sen, daß die Unteroffizierschulenzu Potsdam und Jiilich kei-
neswegs unter einem zu großen Andrange zu leiden haben,
sondern daß«un Gegentheilselbst nach der Zeit, welche als
Schlußterininsur die Meldungen angesetzt ist, von Seiten
der Landrathe·inden Kreisblättern zum Eintritt in diese
Schulenaufgefordertworden ist. Was ist der Grund dieser
Erscheinung,wie kann man ihr abhelfeu und wie sucht man

ihr abzul)elfen?
Der Grund dieserErscheinungist wohlNiemandem fremd,

der aufmerksamunserer gesellschaftlichenEntwickelungseit
ernenReihe von Jahren lgefolgtist. Was vor 50 Jahren
vielleichtso manchem ein )ohes gewinnenswerthes Ziel schien,
nämlich»di·eAussichtnach 12 Jahren angestrengtenDienstes als
Unteroffizier dteBerechtigungzu einer Civilanstellungzu erhal-
ten, welchebei anstrengendemDienste monatlich is bis 20
Thaler einbrachte,das ist heut zu Tage für tüchtie und
brauchbareMenschenkeine Lockspeisemehr. Erstens Findbei
der eingetretenen Preissteigerungaller Nahrungsmittel 15
bis 20 Thaler kaum ausreichend für eine Familie, um auch
nur auf die allerkümmerlichsteWeise ihr Leben zu fristen.
Deßhalbwird in der Aussicht auf ein solchesGehalt, selbst
wenn Jemandauf den Umstand,dabei in den Staatsdienst
zu treten, ein besonderes Gewicht legen sollte, doch nur sehr
seltenein strebslamerMensch einen Anreiz sehen, sich dieser
Laufbahn zu widmen. Ja wir glauben sogar, daß so Man-
cher-der Neigunghat zum Soldatenstande,und gern einige
Jahre Unterosfiziersein würde,durch die Aussicht zurückge-
schkecktwird, day, nachdem a- die Jahre in welchender

Menschsichgewöhnlicheine bürgerlicheStellung schafft,die
seine Existenzsichert, dem Staate geplerrt hats seiner eiUe
Zukunft wartet, deren Kümmerlichkeiter im Voraus genau
berechnenkann. Jn unsern Zeiten kann ein fähigerund in-
telligenter Mensch, und nur solche kann man eigentlichzu
Unterofsizierenbrauchen, indem nach dem Urtheil aller sach-
verständigenMilitärsvon der Tüchtigkeitder Unterofsiziete
wesentlichdie Tüchtigkeitder Armee abhängt,sich mit Leich-
tigkeit in den Jahren, die er bei Einschlagungder Mllikäv
Laufbahn als Unteroffizier dienen muß, eine Stellung schaf-
fen, welche ihn und seine Familie jeder materiellen Sorge
weit besser enthebt, als jenes voraussichtlicheGehalt von 15
bis 20 Thaler.



Was nun die durch den Eintritt in den Staatsdienst ge-
währteSicherheit für das Alter betrifft, so verringert sich bei
der immer wachsendenBetheilignng des Volkes an den Alterver-

sorgungskasseii,Lebensversicherungen,Kranken- nnd Sterbekassen
U. dgl. mehr die Bedeutsamkeit dieses Umstandes immer mehr
und übt sie deshalb bei weitem nirht mehr einen so großen
Einfluß auf die Entschließungder jungen Leute ans, als dies

noch vor einem Menschenalter der Fall war. So wäre es

denn leicht erklärt, warum der Zudrang zu der Unteroffiziers-
Carriere seit den letzten Jahren abgenommen hat. Die stei-
genden Preise der Lebensmittel,sowie die damit ziemlich
schritthaltende Neigung des bürgerlichenErwerbs lassen die

Aussichten,welchediese Laufbahn eröffnet,nicht mehr so ver-

lockend erscheinen,daß sich mehr als vereinzeltePersonen fin-
den, welche auf längereDauer den Schritt aus dein bürger-
lichen Leben in das Militär zu«thungenei t sinds

Da nun aber die Armee nothwendiger eise Unterofsiziere
braucht, so muß diesem immer mehr hervortretendenMangel
abgeholer werden und es fragt sichnun: Wie ist hier zu helfen?

Die Antwort erscheint einfach, und doch, wie viel hängt
nicht an dieser Antwort, welchegänzlicheUmwandlun unserer
staatlichen Jerhältnisse ist nicht durch eine befriedigende
Lösung dieser Frage bedingt!

Zuerst und vor Allem, das liegt auf der Hand, muß
die pekuniäre Stellung der Unteroffiziere selbst
verbessert werden, und dann müssen sie Aussicht
haben, daß sie nach der Dienstzeit Posten bekom-

men, welche ihnen ein zum Lebensunterhalt für sie
und ihre Familie ausreichendes Gehalt bieten.

Dazu wäre eine Erhöhung sämmtlicher Subaltern-

beamten-Besoldungen im ganzen preußischen Staate

nothwendig, und man wird sich erinnern, mit welcher Ent-

ichiedenheiteine solcheSteigerungvon der Volksvertretungbei

Gelegenheitder diesjährigenBudgetberathunggefordertworden

ist. Die Regierung hat aber die vorhandenen Mittel für
nicht ausreichend zu einein solchen Schritte erklärt, und so
wird nun die Gehaltserhöhungfür Subalternbeamte, welche
niit jedem Jahre dringender erscheint, noch auf sich warten

lassen. Jii diesem Punkte ist also noch keine Aussicht, daß
einer der Gründe, welche denMangel von Unteroffizieren
herbeiführen,fortfalleii wird.

Kann aber auf dieseWeise nicht schnell und durchgreifend
geholfen werden, so muß man sichnach einem andern Mittel

umsehen, um einen größerenZudrang von brauchbaren Leuten

zu der Unteroffizierslausbahn zu erzielen. Man würde dies,
darüber sind Alle einig, sehr schnell erreichen, wenn man

die Schranke aufh«ebt, welche die Unteroffiziere von

den Offizieren trennt. Man gebe den Unteroffi-
zieren das Avaneement zum Offizier frei, und es

wird sich, davon darf man überzeugt sein, kein

Mangel an guten Unteroffizieren mehr zeigen. Wir

wollen hier nicht auseinandersetzen,welche Veränderung durch
einen solchen Schritt nothwendigerWeisein dem Verhältniß
zwischen Volk und Armee vorgehenmußte,und ebenso wenig
wollen wir die Verhältnisseauseinandersetzen,welche sich jetzt
noch einem solchenSchritt entgegensetzenund die Vorurtheile,
welchezu überwinden sein würden, damit endlich dieser so
wiederholt geforderte nnd so nothwendige Schritt geschehen
kann. Wir wollen hier nur hervorheben, wie die Möglichkeit,
sichdurch AVAUCCMCMzum Ofsizier eine nach vielen Richtun-
gen hin für angenehmergeltende Stellung zu erwerben, für
viele, ganz besonders für solche,welcheVergnügenam Soldaten-

stande sinden,ein lebhafterSporn sein wird, sichdem Soldaten-

leben ganz zu widmen und die Unteroffizierskarriere einzu-
schlagen. Es wird, darüber kann heut zu Tage kein Zweifel
mehr herrschen,neben einer Verbesserung der Aussichtenfür
den späterenZivildienst, vor Allem nothwendiggin,den

Unterofsizierendie Möglichkeitzu eröffnen, in der ·oldaten-

lgusbahnselbst eine höhereStellung zu erwerben, damit sich
fahige und zu Unterofsizierenbrauchbare Leute finden, welche
diese Laufbahn einschlagen.

So wären also die Mittel gegeben,dem Mangel an Un-

terossizieren--abzuhelfen,aber vergebenssuchten wir nach einem

Anzeichen,welches die baldige Anwendung dieser Mittel ver-

küiidigi. Eine Verbesserun des Gehaltes der Subaltern-
Beamten ist für’s Erste nochnicht zu erwarten, und auf eine

vollständigeFreigebung des Avancements zum Offizierdürfen
wir auch noch nicht rechnen, nur über die Nothwendigkeit
einer Vermehrung des Soldes der Unterofsiziereherrschtkeine

VexichiedeneAnsicht. Diese allein kann aber nicht aus-

reichen, und es fragt sich nun, welcheMittel die Regierung
anwendet, um dem so fühlbarenMangel an Unteroffizieren
abzuhelfen? Sie hilft sich in diesem Falle, und es ist dies

zur Entscheidung der Frage über die Nothwendigkeit oder

Nichtnothwendikeit der dreisährigenDienstzeit ein sehrzu beach-
tendes Faktum, amit, daßsie;die im dritten Jahre bei der Fahne
befindlichenSoldaten theilweiseals Unteroffiziereverwendet.

Dieses Mittel, über dessenpraktischenWerth wir sogleich
sprechen wollen, ist ein günstigerBeleg dafür, daß die zwei-
jährigeDienstzeit ausreicht, denn indem die Regierung Sol-

daten, welche erst zweiJahre bei den Fahnen gestandenhaben,
zu Unterofsizieren ernennt, erkennt sie an, daß dieselben voll-

ständig ausgebildet sind, also eigentlich ganz gut entlassen
werden könnten. Würde man nun nicht vielleicht mehr ek-

reichen,wenn man wieder die zwesjährigeDienstzeit-·einführte
und, statt die Leute im dritten Jahre als Unteroffiziere zu

verwenden, lieber das ersparte Geld auf eine Verbesserung
der Besoldung der Subalternbeamten verwendete und dadurch
die Aussichten der Unterofsiziere für die Zukunft verbesserte?
Daran scheint man aber nicht zu denken und man hat nun

bei der jetzigenMethode den Nachtheil,daßman größtentheils
nur Unterofsiziereerhält,welchenichtauf lange Zeit sichdieser
Laufbahn widmen. - Grade solche alte langgediente Unter-

offizierehält man aber für die Armeefür nothwendig und dem

Mangel an diesen wird durch das setztangewendete Auskunfts-
mittel nicht abgeholfen. Um nun dieses Ziel zu erreichen,
ohne die von uns vorgeschlagenenMittel anzuwenden, wird

von so manchen Seiten der Wunsch laut, man solle das

Stellvertretun ssystem einführen. Dadurch würde man

allerdingswahrscheinlichsehr bald eine Anzahl von sogenann-
ten Berufssoldaten erhalten, unter welchen sich wahrscheinlich
auch sehr vortrefflicheUnterofsiziere finden würden, aber wir

denken, das preußische Volk h»atden Werth der

allgemeinen Dienstpflicht genug-Enderkannt- Um

jeden Versuch, das Loskaufj und Stellenvertretew
System einzuführen, energlfchzuruckzuweisen. Es

bleibt, um für alle ZEikelI,eIUFUIMangel an guten Unter-

offizieren in einer Armee Wle dlC Unsereist, und bel·den Er-

werbsverhältnissendie jetzt herrschen,vorzubeugen-»Nichtsan-

deres übrig,als das von«uns angegebeneMittel,NämlichAuf-
hebung der Schranke zwischendem Unterofsizierstandund dem

Ofsizierstand. · »

Man mag sich gegen die Anwendung«diesesMzttels
sträuben,so viel man will, die Nothwendigkeitwird zu diesem
Schritte zwingen und wir wollen nur wünschen,daß»nicht
unter dem Zögerndie Kriegstüchtigkeitunsrer Armee leidet.
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